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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2003 Ausgegeben am 28. März 2003 Teil III 

32. Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung im Folgenden „Regierung“ ge-
nannt, und dem Hohen Flüchtlingskommissär der Vereinten Nationen im Fol-
genden „UNHCR“ genannt, betreffend die Mitwirkung von UNHCR an Asylver-
fahren, in denen der Antrag anlässlich der Grenzkontrolle nach Einreise über 
einen Flugplatz gestellt wurde 

 

32. 
Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung im Folgenden „Regierung“ 
genannt und dem Hohen Flüchtlingskommissär der Vereinten Nationen im Folgenden 

„UNHCR“ genannt betreffend die Mitwirkung von UNHCR an Asylverfahren, in denen 
der Antrag anlässlich der Grenzkontrolle nach Einreise über einen Flugplatz gestellt 

wurde 

Handelnd auf der Grundlage von Artikel 35 Abs. 1 der Konvention über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge 1) vom 28. Juli 1951 (im Folgenden „Konvention“ genannt) und Artikel II Abs. 1 des Proto-
kolls über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 2) vom 31. Jänner 1967 als auch von § 39 Abs. 3 des Bun-
desgesetzes über die Gewährung von Asyl 3) (im Folgenden „AsylG“ genannt), vereinbaren die vertrag-
schließenden Parteien: 

Artikel I 
(1) Gegenstand dieses Abkommens ist die Mitwirkung von UNHCR in jenen Verfahren, in denen 

der Asylantrag anlässlich der Grenzkontrolle nach Einreise über einen Flugplatz gestellt wurde und in 
denen gemäß § 39 Abs. 3 AsylG die Anträge nur mit Zustimmung des Hochkommissärs der Vereinten 
Nationen für Flüchtlinge als offensichtlich unbegründet abgewiesen oder wegen bestehenden Schutzes in 
einem sicheren Drittstaat zurückgewiesen werden dürfen. 

(2) Zur raschen Bearbeitung dieser Fälle schuf UNHCR den Posten, Nummer 417020, eines Protec-
tion Assistant (Airport Officer; im Folgenden „Posten“ genannt) entsprechend der „General Service“ 
Kategorie, also einen Posten für eine/n lokal angestellte/n MitarbeiterIn, die nach dem für Österreich 
geltenden Gehaltsschema der Vereinten Nationen entlohnt wird. 

Artikel II 
(1) Die Regierung verpflichtet sich, die Kosten für den Posten, die entsprechend den Personalvor-

schriften und -verordnungen der Vereinten Nationen für seinen Inhaber anfallen, zuzüglich 14% Verwal-
tungskosten zur Hälfte zu finanzieren. Die Höhe dieses Beitrages beträgt für das Jahr 2002 insgesamt 
29 000 €. 

(2) Die Regierung wird keinerlei Einfluss auf die Wahl des Inhabers des Postens sowie auf die 
Wahrnehmung seiner Aufgaben ausüben. 

Artikel III 
(1) Der Arbeitsplatz des Airport Officers befindet sich am Sitz des UNHCR Büros Wien. 
(2) UNHCR verpflichtet sich, in den vom Bundesasylamt vorgelegten Fällen grundsätzlich binnen 

48 Stunden (Arbeitstage des UNHCR Büros Wien und Österreichs), längstens jedoch innerhalb von 
96 Stunden, zu antworten. Sofern für die Antwort die Befragung des Asylwerbers erforderlich ist, stellt 
das Bundesasylamt UNHCR einen Dolmetscher kostenlos zur Verfügung. 
 

1) Kundgemacht in BGBl. Nr. 55/1955 
2) Kundgemacht in BGBl. Nr. 78/1974 
3) Kundgemacht in BGBl. I Nr. 76/1997 
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(3) Sofern eine Antwort in der Sache nicht binnen 48 Stunden erfolgen kann, wird UNHCR das 
Bundesasylamt vor dem Ende der Frist darüber in Kenntnis setzen. Befindet sich der Betroffene nicht in 
Sicherung seiner Zurückweisung, so wird die Antwortfrist in dem Maße verlängert, als dies für deren 
Einhaltung in anderen, UNHCR gleichzeitig und während aufrechter Sicherung der Zurückweisung vor-
liegenden Fällen unerlässlich ist; in diesen Fällen soll die Antwort jedoch binnen 20 Arbeitstagen erfol-
gen. 

(4) Sofern der vom Bundesasylamt getroffenen Entscheidung nicht zugestimmt wird, begründet 
UNHCR seine Stellungnahme summarisch. 

(5) UNHCR verpflichtet sich, die vom Bundesasylamt unterbreiteten Fälle vertraulich zu behandeln. 
Diese Verpflichtung umfasst jedoch nicht Informationen in der Sache, die UNHCR auf freiwilliger Basis 
den österreichischen Asylbehörden und Höchstgerichten (Verwaltungsgerichtshof und Verfassungsge-
richtshof) zur Verfügung zu stellen beabsichtigt. 

(6) UNHCR verpflichtet sich, jährlich eine Statistik der vom Bundesasylamt unterbreiteten Fälle und 
der ergangenen Stellungnahmen zu erstellen. Diese Statistik, die jeweils ein Kalenderjahr umfasst, wird 
dem Bundesministerium für Inneres (im Folgenden „BMI“ genannt) bis zum 31. Jänner des Folgejahrs 
zur Verfügung gestellt. 

Artikel IV 
(1) UNHCR verfasst eine Arbeitsplatzbeschreibung des Postens, die eine detaillierte Beschreibung 

der vom Airport Officer wahrzunehmenden Aufgaben enthält und die die erforderlichen Qualifikationen 
der einzustellenden Person, insbesondere eine juristische Ausbildung, anführt. UNHCR übermittelt diese 
Arbeitsplatzbeschreibung dem BMI. 

(2) Die für den Posten eingestellte Person ist Bediensteter des UNHCR und ihre Anstellungsbedin-
gungen unterliegen ausschließlich den Personalvorschriften und -verordnungen der Vereinten Nationen. 

(3) UNHCR verpflichtet sich, den Inhaber des Postens anzuleiten und zu führen, damit dieser die in 
der Arbeitsplatzbeschreibung des Postens aufgezählten Aufgaben erfüllen kann. 

(4) UNHCR verpflichtet sich, auf Kosten der Organisation dem Inhaber des Postens die Teilnahme 
an fortlaufenden Ausbildungsprogrammen, die die Organisation ihren Bediensteten entsprechend den 
internen Usancen zur Verfügung stellt, zu gestatten. 

Artikel V 
(1) Die Bezahlung des Kostenbeitrages gemäß Artikel II erfolgt jährlich. 
(2) Die erste Zahlung erfolgt innerhalb von vier Wochen nach Unterzeichnung des vorliegenden Ab-

kommens. Für die Folgejahre erfolgt die Zahlung innerhalb von vier Wochen nach Vorlage Vorjahresab-
rechnung gemäß Abs. 4. 

(3) Der in Artikel II Abs. 1 für 2002 genannte Kostenbeitrag erhöht sich in den Folgejahren entspre-
chend der für den Standort Wien vorgesehenen tatsächlichen Zahlungen gemäß den Personalvorschriften 
und -verordnungen der Vereinten Nationen, die der Regierung bekannt gegeben werden. 

(4) UNHCR unterbreitet dem BMI bis spätestens 31. März des Folgejahrs eine Abrechnung aller im 
Zusammenhang mit dem Inhaber des Postens gemäß den internen Regelungen der Organisation durchge-
führten Zahlungen. Ein positiver Saldo der von der Regierung geleisteten Zahlung wird der Zahlung der 
Regierung für das Folgejahr gemäß Artikel V Abs. 2 gutgeschrieben. 

Artikel VI 
(1) Das vorliegende Abkommen tritt mit seiner Unterzeichnung durch beide Parteien rückwirkend 

mit 1. Jänner 2002 in Kraft und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. 
(2) Das Abkommen kann schriftlich per Einschreiben von jeder der Parteien jeweils zum Ende des 

Kalenderjahres und unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von vier Monaten gekündigt werden. 

Artikel VII 
(1) Jegliche Meinungsverschiedenheit oder Streitigkeit, die sich aus diesem Abkommen ergeben 

könnte, wird über Verhandlungen zwischen den Parteien geregelt. Sollte die Meinungsverschiedenheit 
oder der Streit nicht durch Verhandlungen geregelt werden können, kann jede der Parteien verlangen, 
dass ein Schiedsrichter vom Präsidenten des Internationalen Gerichtshofes bestellt werde. 
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(2) Die im Schiedsgerichtsverfahren ergehende Entscheidung wird begründet und die Parteien kom-
men überein, dieselbe als endgültige Regelung des Streites oder der Meinungsverschiedenheit anzusehen. 
Die Kosten des Schiedsgerichts gehen je zur Hälfte zu Lasten der Parteien. 

Artikel VIII 
Keine der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen beinhaltet, ausdrücklich oder indirekt, 

eine Verzichtserklärung auf jegliche Immunität oder sonstige Vorrechte, die UNHCR als Teil der Verein-
ten Nationen oder von der Regierung gewährt werden können. 

Artikel IX 
Das Abkommen wird in zwei Ausfertigungen, von denen jeweils eine bei den Vertragsparteien 

bleibt, erstellt, jede in Deutsch und Englisch, wobei beide Texte gleichermaßen authentisch sind. Im Falle 
von Streitigkeiten betreffend die Auslegung des vorliegenden Abkommens ist die englische Fassung 
maßgeblich. 

Wien, am 18. Februar 2003 

Für die Österreichische Bundesregierung: 
Dr. Christian Berlakovits 

Für den UNHCR: 
Dr. Gottfried Köfner 
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Agreement 
between the Austrian Federal Government hereinafter referred to as “the Government”, 

and the Office of the United Nations High Commissioner for Refugees, hereinafter 
referred to as “UNHCR”, concerning the co-operation of UNHCR in asylum procedures 
where the application has been filed at the time of the border control following entry via 

an airport 
Acting on the basis of article 35, paragraph (1), of the Convention relating to the Status of Refugees 

of 28 July 1951 (hereinafter referred to as the “Convention”) and article II, paragraph (1), of the Protocol 
relating to the Status of Refugees of 31 January 1967, and on the basis of article 39, paragraph (3), of the 
Austrian Federal Law concerning the Granting of Asylum (hereinafter referred to as the “Asylum Act”), 
the contracting parties hereby agree as follows: 

Article I 
(1) The object of this Agreement is the participation operation of UNHCR in examining cases where 

the application for asylum has been filed at the time of the border control following entry via an airport 
and where, pursuant to article 39, paragraph (3), of the Asylum Act, applications may not be dismissed as 
being manifestly unfounded or rejected by reason of existing protection in a safe third country, except 
with the consent of UNHCR. 

(2) With a view to the prompt processing of such cases, UNHCR has created the Post, Number 
417020, of a Protection Assistant (Airport Officer; hereinafter referred to as “the Post”) at the “General 
Service” category, i.e. the Post should be filled with a locally recruited staff member, who will be remu-
nerated according to the salary scale of the United Nations applicable in Austria. 

Article II 
(1) The Government undertakes to contribute to the financing of the Post by paying one half of the 

personnel costs (including 14% administrative charges), which arise for its incumbent in accordance with 
the Staff Rules and Regulations of the United Nations. The total amount of that contribution for the year 
2002 shall be € 29,000. 

(2) The Government shall not exert any influence regarding the selection of the incumbent of the 
Post or the discharge of the latter’s duties. 

Article III 
(1) The duty station of the Airport Officer shall be the UNHCR Office in Vienna. 
(2) UNHCR undertakes in cases presented by the Austrian Federal Asylum Agency (hereinafter re-

ferred to as “the Agency”) to respond in principle within 48 hours (working days of the Office and in 
Austria) and at the latest within 96 hours. Should an interview with the asylum seeker be necessary for 
UNHCR’s response, the Agency will provide UNHCR with an interpreter free of charge. 

(3) If a response in the case cannot be made within 48 hours, UNHCR shall notify the Agency 
thereof prior to expiry of the time limit. If the person concerned is not subject to a measure to guarantee 
his or her rejection at the border, the response time limit shall be extended by the period necessary for its 
observance in other cases that are at the same time with UNHCR while measures to guarantee rejection at 
the border are in force; in such cases, the response shall be made within 20 working days. 

(4) If UNHCR disagrees with the decision taken by the Agency, it shall provide a statement contain-
ing a summary of the reasons underlying its opinion. 

(5) UNHCR undertakes to treat confidentially the cases submitted to it by the Agency. That under-
taking shall not, however, apply to information, which UNHCR intends to provide on a voluntary basis to 
the Austrian asylum authorities and higher courts (“Verwaltungsgerichtshof” and “Verfassungsgerichts-
hof”). 

(6) UNHCR undertakes to prepare on an annual basis statistics of the cases submitted to it by the 
Agency and of the opinions given thereon. Such statistics, which shall each time cover one calendar year, 
shall be made available to the Austrian Federal Ministry of the Interior (hereinafter referred to as “the 
MOI”) by 31 January of the following year. 

Article IV 
(1) UNHCR shall draw up a job description for the Post, which shall contain a detailed description of 

the duties to be performed by the Airport Officer and shall set out the required qualifications of the person 
to be appointed, in particular a legal education. UNHCR shall forward this job description to the MOI. 
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(2) The person appointed to the Post shall be a staff member of UNHCR and his or her conditions of 
employment shall be subject solely to the Staff Regulations and Rules of the United Nations then in force. 

(3) UNHCR undertakes to instruct and guide the incumbent of the Post in order that he or she can 
perform the duties listed in the job description for the Post. 

(4) UNHCR undertakes to allow the incumbent of the Post to participate, at the expense of the Of-
fice, in ongoing training programmes that are made available by the Office to its staff members in accord-
ance with internal practice. 

Article V 
(1) The payment of the contribution referred to in article II shall be made annually. 
(2) The first payment shall be made within four weeks following signature of the present Agreement. 

With regard to the following years, the payment shall be made within four weeks following presentation 
of the previous year’s account, as referred to in paragraph (4). 

(3) The contribution for 2002, as indicated in article II, paragraph (1), shall be increased in the fol-
lowing years in line with expenditures actually foreseen by the Branch Office Vienna and made in ac-
cordance with Staff Rules and Regulations of the United Nations, to be communicated to the Govern-
ment. 

(4) UNHCR shall submit to the MOI, by 31 March of the following year at the latest, an account of 
all payments which arise to its incumbent in accordance with the internal regulations of the Office. A 
positive balance in respect of the payment effected by the Government shall be credited to the payment of 
the Government for the following year, as referred to in article V, paragraph (2). 

Article VI 
(1) The present Agreement shall enter into force upon signature by the parties with retroactive effect 

from 1 January 2002 and shall be concluded for an indefinite period. 
(2) The Agreement may be terminated by either party at the end of each calendar year. Such notice 

has to be given to the other party in writing by registered mail, and has to be received, at the latest, four 
months before the intended termination. 

Article VII 
(1) Any difference or dispute arising out of this Agreement shall be resolved by negotiation between 

the parties. If the difference or dispute cannot be resolved by negotiation, either party may request that an 
arbitrator be appointed by the President of the International Court of Justice. 

(2) Reasons shall be given for the decision rendered in the arbitration proceedings and the parties 
agree to regard that verdict as the final settlement of the difference or dispute. The costs of the arbitral 
tribunal shall be borne by the parties to the extent of one half each. 

Article VIII 
Nothing in or relating to this Agreement shall be deemed a waiver, express or implied, of any of the 

privileges and immunities which UNHCR enjoys as an integral part of the United Nations, or of the Gov-
ernment. 

Article IX 
The Agreement shall be drawn up in duplicate, each party retaining one copy, in German and Eng-

lish, both texts being equally authentic. However, in case of a dispute over the interpretation of the pre-
sent Agreement, the English version will prevail. 

Vienna, this 18th day of February 2003 

For the Austrian Federal Government: 
Dr. Christian Berlakovits 

For UNHCR: 
Dr. Gottfried Köfner 

Schüssel 


